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Thomas Bauer:
Investitionen haben absoluten Vorrang

 
(bbiv) München. „Die bayerische Bauindustrie verzeichnet bereits das dritte Rezessionsjahr. Seit 1994 ist die Branche um rund 25 Prozent geschrumpft, die Zahl der Arbeitsplätze von 243.000 auf 193.000 gesunken.“ Mit diesen Zahlen leitete der Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes den Parlamentarischen Abend mit dem Arbeitskreis Staatshaushalt und Finanzfragen der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag am 13.11.1997 ein. Das Tempo der Talfahrt flache zwar ab. Baubedarf fehle nicht. Für einen Umschwung nach oben fehlten aber alle Anzeichen. So gebe es im öffentlichen Bau derzeit allein bei Bundesfernstraßen und Autobahnen in Bayern einen Investitionsstau im Volumen von 3 Milliarden DM. In den Neubautiteln des Bundeshaushalts seien für Bayern aber nur 500 Millionen DM vorgesehen.


BBIV-Präsident Thomas Bauer: „Wir können die Baukrise nur meistern, wenn es gelingt, aus dem drängenden Baubedarf echte Nachfrage zu machen. Dabei sind vor allem die Kommunen gefordert.“ Fast 70 Prozent der öffentlichen Bauaufträge kämen in Bayern von den Kommunen. Diese müßten sich jetzt antizyklisch verhalten, um zu einer Verstetigung der Baunachfrage beizutragen. Jede Million DM an Bauausgaben sichere ein Jahr lang 13 Arbeitsplätze im Bau.


Für die CSU-Landtagsfraktion betonte der haushaltspolitische Sprecher Ernst Michl, „daß die Konsolidierung durch konsequente Ausgabenbeschränkung fortgesetzt, die Neuverschuldung trotz verringender Steuereinnahmen nur begrenzt angehoben und den Investitionen Vorrang eingeräumt wird“. Der CSU-Haushaltsexperte hob die im Vergleich zu anderen Bundesländern deutlich höhere Investitionsquote in Bayern hervor. Die CSU-Landtagsfraktion habe Maßnahmen zur Stärkung der öffentlichen Investitionstätigkeit angestoßen und unterstützt. Als Beispiele nannte Michl die erweiterte Genehmigung des vorzeitigen Baubeginns im kommunalen Hochbau, die Herausnahme des Staatsstraßenbaus und des staatlichen Hochbaus aus der zusätzlichen Haushaltssperre, das Vorziehen von Straßenbaumaßnahmen und die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für den Staatsstraßenbau für 1998.


Beide Seiten bedauerten das Scheitern der Steuerreform in Bonn. Damit Firmen in Deutschland wieder investieren und bauen könnten, müßte im deutschen Steuer- und Sozialsystem die internationale Konkurrenzfähigkeit wiederhergestellt werden.
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